
¥ Washington (rtr). US-Präsident Barack Obama hat eine schwere
Niederlage im Senat erlitten. Die von seinen Demokraten be-
herrschte Kammer hat gegen eine schärfere Überprüfung von Waf-
fenkäufern und gegen ein Verkaufsverbot für Sturmgewehre ge-
stimmt. Obama sprach von einem „beschämenden Tag für Wa-
shington“ und erklärte, dies sei „nur die erste Runde“.

VON BERNHARD HÄNEL

¥ Bielefeld. Waren das noch Zeiten, da
das Prinzip galt: Stadt und Land Hand
in Hand. Damals flossen vergleichs-
weise noch Milch und Honig. Heute
sind die öffentlichen Kassen leer. Statt
Solidarität ist das Sankt-Florians-Prin-
zip vorherrschend – und das heißt Kos-
tenvermeidung. Heute sind Land und
Kommunen stets auf der Suche nach
Begründungen dafür, wie sie entste-
hende Kosten auf den jeweils anderen
abschieben können. In der Praxis sitzt
das Land stets am längeren Hebel und
agiert im Zweifel per Verfügung.

Dem jüngsten Beispiel ist Kai Abrus-
zat, FDP-Landtagsabgeordneter aus
Porta Westfalica, auf die Spur gekom-
men. Nahezu zeitgleich hatten sich das
Bundesarbeitsgericht (BAG) in Erfurt
sowie das Oberverwaltungsgericht
(OVG) in Münster mit den Schulbuch-
kosten für Lehrkräfte befasst. Das BAG
befand, dass es die „Fürsorgepflicht des
Dienstherrn oder Arbeitgebers“ sei, die
Lehrkräfte mit den „erforderlichen
Lehr- und Lernmitteln auszustatten“.
Ganz anders entschieden die Richter in
Münster; im„Grundsatz ist der Schulträ-
ger verpflichtet, die Kosten für Lehrmit-
tel zu tragen“.

Trickreich heischte Abruszat per Klei-
ner Anfrage bei der Landesregierung
um Auskunft, welche Konsequenzen
durch das BAG-Urteil auf NRW zukä-
men. Die Antwort von Schulministerin
Sylvia Löhrmann (Grüne) ist frappie-
rend. Das BAG-Urteil werde sie prüfen,
sobald es schriftlich vorliege. Das für die
Landeskasse günstigere, aber niederran-
gigere Urteil stellt sie bereits heraus. Ein
Schelm, der Schlechtes dabei denkt,
meint Abruszat. Der Fall zeige, dass es
„an der Zeit ist, die Trennlinie zwischen

inneren Schulangelegenheiten, die das
Land zu verantworten hat, und den äu-
ßeren Schulangelegenheiten, die im Ver-
antwortungsbereich der Kommunen lie-
gen, neu zu justieren“.

Denn es gibt weit wichtigere schulpoli-
tische Baustellen als die Frage der Lehr-
bücher für Lehrkräfte. Bielefelds Schul-
amtsleiter nennt einige Beispiele: Schul-
sozialarbeit, Schulpsychologie, Qualität
der Berufswahlvorbereitung in Schulen.
So sehen das auch die kommunalen Spit-
zenverbände. Städte- und Gemeinde-
bund sowie Städtetag nennen zuvor-
derst die Kosten der Inklusion. „Bei der
Frage der Inklusion geht es um die An-
wendung des Konnexitätsgebots, wel-
ches vom Land in Abrede gestellt wird“,
sagt Claus Hamacher. Der Konflikt liege
weniger in der Abgrenzung der inneren
und äußerenSchulangelegenheiten, son-
dern inder „Weigerung des Landes anzu-
erkennen, dass sich durch eine qualita-
tive Veränderung des Auftrags an die Re-
gelschulträger zusätzliche Kosten erge-
ben“, so Hamacher.

Größere Mehrkosten aber stellt die
Landesregierung in Abrede. Und für die
kleinerenSummen müssten eh die Kom-
munen getreu dem Schulgesetz aufkom-
men. Dass es dabei aber nicht um Pea-
nuts geht, zeigt ein Beispiel aus Biele-
feld, das ähnlich jede Kommune in der
Region nennen könnte. Für die Auf-
nahme von zunächst acht sonderpäda-
gogisch förderbedürftiger Kinder ab
dem Schuljahr 2013/14 hat eine Bielefel-
der Gesamtschule als schulträgerseitig
zu erfüllende Voraussetzung ein Raum-
konzept entwickelt; dessen Realisierung
kostete das Stadtsäckel mal eben etwa
vier Millionen Euro. Nicht von unge-
fähr fordert der Städtetag bei der anste-
henden Novelle des Gemeindefinanzie-
rungsgesetzes, die Trennlinien „vereinfa-
chend“ zu ziehen, so ein Sprecher.

Es kann nicht die Aufgabe
eines Betriebes sein, Aus-

zubildenden Nachhilfe in Ma-
thematik, Pünktlichkeit oder
Umgangsformen zu geben.
Und kein Lehrer und kein
Schulsystem kann einen Schü-
ler zum Diamanten schleifen,
wenndas Rohmaterial eindes-
interessierter Schüler ist, um
den sich die Eltern nicht ge-
nug kümmern oder küm-
mern können. Unternehmer
und Lehrer sind keine Super-
helden. Sie können sich noch
so sehr anstrengen, die Fehler
liegen vielfach zu Hause.

Es hat sich nun mal einiges
verändert. Häufig arbeiten
beide Elternteile. Das soll
nicht verurteilt werden – es ist
ein guter gesellschaftlicher
Wandel. Aber häufig bleiben
die Kinder auf der Strecke. Sie
sind nachmittags und abends

auf sich allein gestellt. Nie-
mand macht mit ihnen Haus-
aufgaben, stattdessen sitzen
sie vor Computer, Spielekon-
sole oder Fernseher.

Hinzu kommt: In denSchu-
len stehen Kernkompetenzen
wie Rechtschreibung, Gram-
matik oder Mathematik nicht
mehr im Vordergrund. Dik-
tate und reine Grammatikar-
beiten – dürfen nicht mehr ge-
schrieben werden. Pädago-
gisch unsinnvoll, heißt es. Die
Kinder dürfen immer weni-
ger können. Trotzdem wer-
den die Noten immer besser.
Mängel müssen von Eltern
und Schulen gemeinsam ge-
löst werden. Und Eltern müs-
sen wieder mehr in die Pflicht
genommen werden.
 julia.gesemann@

ihr-kommentar.de
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Klaus Wowereit (59), Berlins Regierender
Bürgermeister, bekam ein Päckchen mit ei-
ner Flasche Buttersäure ins Rote Rathaus
geschickt. Es wurde von Mitarbeitern der
Poststelle abgefangen. Ein Bekennerschrei-
ben lag ihm nicht bei. Senatssprecher Ri-
chard Meng sagte, derzeit würden rechtli-
che Schritte gegen unbekannt geprüft. Es
sei niemand gefährdet gewesen.  FOTO: DPA

¥ Seoul (dpa). Nordkorea hat die Aufhebung der wegen seiner Ra-
keten- und Atomtests verhängten UN-Sanktionen zur Bedingung
für Gespräche mit den USA gemacht. Die USA und Südkorea müss-
ten zudem alle Provokationen einstellen, erklärte die Nationale Ver-
teidigungskommission in Pjöngjang. Die Kommission ist das wich-
tigste Entscheidungsgremium in Nordkorea.

Als deutsche SS-Männer im
Morgengrauen des 19. April

1943 das Warschauer Ghetto be-
traten, um mit der letzten gro-
ßen „Aktion“, der Deportation
der Ghetto-Bevölkerung in die
Vernichtungslager, zu begin-
nen, fielen Schüsse. Doch dies-
mal schossen nicht die Deut-
schen, sondern jüdische Wider-
standskämpfer.

Für die verzweifelten, ausge-
hungerten, ständig vom Tod be-
drohten Menschen im Ghetto
muss es ein seltener Moment der
Genugtuung gewesen sein: Na-
zis flohen vor Juden. Die Schüs-
se am Morgen des jüdischen Pes-

sachfestesmarkierten vor 70 Jah-
ren den Beginn des Warschauer
Ghetto-Aufstands.

Fast einen Monat lang kämpf-
ten die jungen Männer und

Frauen der jüdischen Kampfor-
ganisation ZOB gegen die zah-
lenmäßig weit überlegenen und
besser ausgerüsteten Deutschen
und deren Helfer. Sie wollten lie-

ber kämpfend sterben als in den
Todeslagern. Sie hofften, dass
ihr aussichtsloser Kampf eine
Chance haben könnte, wenn sie
Unterstützung und Waffen von
der polnischen Untergrundbe-
wegung oder von den Alliierten
erhielten. Die wenigen Versuche
von Widerstandskämpfern, von
der „arischen“ Seite der Mauer
die Deutschen anzugreifen,
scheiterten. Die in unterirdi-
schen Bunkern versteckte Ghet-
tobevölkerung drohte in Flam-
men und Rauch zu ersticken.

„Es war unerträglich heiß im
Bunker, also flohen wir in die Ka-
nalisation“, erinnert sich Krys-

tyna Budnicka, die als Elfjährige
den Ghetto-Aufstand erlebte.
Drei ihrer Brüder kämpften mit
den Aufständischen. „Aber als
die Deutschen erkannten, dass
die Menschen durch die Kanali-
sation auf die arische Seite flo-
hen, warteten an jedem Ausgang
Soldaten, die auf jeden schossen,
der herauskam. In der Kanalisa-
tion schwammen Leichen und
Ratten. Es war schrecklich.“

Die blutige Niederschlagung
des Aufstands besiegelte auch
das Schicksal der meisten bis da-
hin überlebenden Warschauer
Juden, die vor dem Krieg ein
Drittel der Bevölkerung stellten.

¥ Berlin (dpa). Gängige Arzneimittel gegen Schmerzen, Herzlei-
den, Diabetes und andere Krankheiten werden einer neuen Prü-
fung mit dem Ziel enormer Einsparungen unterzogen. Dazu
machte das oberste Gremium des deutschen Gesundheitswesens,
der Gemeinsame Bundesausschuss von Ärzten, Krankenkassen
und Kliniken, den Weg frei.

EinsparungenbeiArzneimitteln

¥ Berlin (dpa). Die Bundesregierung will nach dem Ende des
Kampfeinsatzes noch 600 bis 800 Bundeswehrsoldaten in Afghanis-
tan belassen. Das gab Verteidigungsminister Thomas de Maizière
(CDU) bekannt. Die NATO will ihren Kampfeinsatz am Hindu-
kusch Ende 2014 nach 13 Jahren beenden. Das Bündnis will aber ins-
gesamt mit 8.000 bis 12.000 Soldaten im Land bleiben.

Vor70JahrenAufstandimWarschauerGhetto

¥ Berlin (epd/dpa). Erwar-
tungsgemäß hat der Bundestag
mit der Mehrheit der schwarz-
gelben Koalition gesetzliche
Frauenquoten für Aufsichtsräte
abgelehnt. Die Regierungsfrak-
tionen von Union und FDP
stimmten fast geschlossen gegen
ein Quoten-Gesetz, das von
SPD und Grünen eingebracht
worden war. Der Gesetzentwurf
sah vor, dass von 2018 an 20 Pro-
zent aller Aufsichtsratsmitglie-
der weiblich sein sollen, fünf
Jahre später 40 Prozent.

Der Abstimmung ging eine
turbulente Debatte voraus, in
der sich Koalition und Opposi-

tion gegenseitig Heuchelei vor-
warfen. „Warum nicht gleich
noch ein Mindestlohn für das
Jahr 2090? Das ist Heuchelei.
Das ist Volksverdummung, was
hier stattfindet“, sagte SPD-Frak-
tionschef Frank-Walter Stein-
meier. Für Verwirrung sorgten
die Grünen, die geschlossen ge-
genden eigenenAntrag zur Frau-
enquote stimmten. Darin hatten
sie exakt die Kompromisslösung
vorgeschlagen, die die Union in-
nerparteilich zuvor mühsam ge-
funden hatte. Die Union stimm-
te diesem Antrag nicht zu. Den
Grünen ging der eigene Antrag
nicht weit genug.  ¦ Kommentar

¥ Düsseldorf (dpa). Selbstanzeigen von Steuersündern und die
Auswertung von Daten-CDs haben Nordrhein-Westfalen bislang
670 Millionen Euro eingebracht. Allein durch fast 8.000 Selbstanzei-
gen von Steuerhinterziehern mit Konten in der Schweiz habe das
Land inzwischen 400 Millionen Euro eingenommen, berichtete das
Finanzministerium in Düsseldorf.

G L O S S E

ARD-Moderator Dieter Moor will seinen Vornamen ändern

Neustart als Max
T H O M A S K L I N G E B I E L

¥ Warschau (dpa). Sie kämpf-
ten gegen eine hundertfache
Übermacht der Nazis: Am 19.
April 1943 begann der jüdi-
sche Aufstand im Warschauer
Ghetto. Krystyna Budnicka
(Foto) überlebte ihn. Eva
Krafczyk berichtet.

K O M M E N T A R E

Merkel und die Frauenquote

Gründlich verrechnet
A L E X A N D R A J A C O B S O N , B E R L I N

P R E S S E S T I M M E N
B O S T O N

T A G E S T H E M A

BundeswehrziehtnichtkomplettabMangelnde Ausbildungsreife bei Jugendlichen

Eltern in die Pflicht nehmen
J U L I A G E S E M A N N

Parteien werfen einander
Heucheleibei Frauenquote vor
Grüne setzen CDU mit eigenem Antrag unter Druck

NordkoreafordertEndederSanktionen

FAZ
¥ Frankfurt. Die Täter von
Bostonsind keine mutigen Hel-
den, sondern feige Mörder, die
ein großes Sportfest in einem
Blutbad enden ließen.

Stuttgarter Nachrichten
¥ Stuttgart. In Zeiten der Ge-
fahr rückt Amerika zusam-
men. Die Menschen helfen
sich spontan.

Saarbrücker Zeitung
¥ Saarbrücken. Präsident
Obama sollte die Chance nut-
zen, seine zerrissene Nation in

derStunde der Not zusammen-
zuführen.

Darmstädter Echo
¥ Darmstadt. Wie die Verei-
nigten Staaten von Amerika
den Schock dieses Terroran-
schlags überwinden werden,
hängt davon ab, wer den Bos-
ton-Marathon mit Blut besu-
delt hat.

Lausitzer Rundschau
¥ Cottbus. Wenn es einen je-
den treffen kann, kann auch
ein jeder seine helfende Hand
reichen und sein Mitgefühl zei-
gen.

Quotenfrau ZEICHNUNG: PEPSCH GOTTSCHEBER

Nicht die Eurorettung
bringt die Koalition und

vor allem Angela Merkels
Konfliktmanagement ins Tru-
deln, sondern ausgerechnet
die Frauenquote. Da rächt es
sich, dass Schwarz-Gelb und
vor allem die Kanzlerin in ge-
sellschaftspolitischen Fragen
einen denkbar unscharfen
Kurs verfolgen. Ihre Linie ist
alleinauf Konflikt- und Ärger-
vermeidung ausgerichtet.We-
der die Fortschrittlichen noch
die Konservativen sollen ver-
prellt werden. Deshalb geht es
bei der Kinderbetreuung, der
Homoehe oder jetzt der Frau-
enquote hin und her, ein
Schritt zurück, dann wieder
seitwärts und selten voran.

Bei der Frauenquote rügt
die Kanzlerin die Unbeweg-
lichkeit der Unternehmen.
Doch sie stellt gleichzeitig mit
KristinaSchröder eine Famili-
enministerin ein, die keinerlei
Antenne für Frauenpolitik be-
sitzt und noch nicht eine ein-
zige Initiative für die Gleich-
stellung auf den Weg ge-
bracht hat.

Merkel hat sich dieses Mal
gründlich verrechnet und gar
nicht bemerkt, dass viele

Frauen in der CDU schon viel
weiterdenkenund durchMer-
kels Zögerlichkeit zutiefst ver-
letzt sind. Dass man nach
zwölf Jahren schlechter Erfah-
rungen mit freiwilligen Quo-
ten die Nase davon voll hat,
das hat Arbeitsministerin Ur-
sula von der Leyen Merkel auf
die einzige Art und Weise ver-
mittelt, die die Kanzlerin ver-
steht: Von der Leyen hat die
Machtfrage gestellt. Hätte die
Ministerin mit der Opposi-
tion gestimmt, wäre Schwarz-
Gelb am Ende gewesen. Von
der Leyen hat hoch gepokert,
aber sie hat bewiesen, dass es
in der Politik auch um Über-
zeugungen geht. Merkel hat
klein beigegeben und mal
schnell eine gesetzliche Quote
ins Wahlprogramm gehievt –
obwohl es der CDU-Parteitag
gerade erst aufMerkels Bestre-
ben hin bei der reinen Freiwil-
ligkeit belassen wollte. So
plump und so verzweifelt hat
man die CDU-Chefin selten
agieren sehen. Leider gibt es
im Ergebnis trotzdem immer
noch kein Quotengesetz.

NRWtreibt670MillionenEuroein

US-SenatlehntWaffengesetzab

Stillhat er 54 Jahre lang gelit-
ten. Heute beginnt der

Rest seines Lebens – als Max.
Zunächst ist es noch ein
Künstlername. Doch Dieter
Moor, prominenter Modera-
tor des ARD-Kulturmagazins
„ttt – Titel, Thesen, Tempera-
mente“, hat erklärt, dass er
sich auch amtlich in Max
Moor umtaufen lassen will.

Er wolle „ändern, was die
Altvordern bestimmt haben“,
ließ TAFKAD (The Artist For-
merly Known as Dieter) ver-
lauten. Der Vorname ist je-
denfalls mal ein Anfang. Viel-
leicht stand Moor kürzlich
vor einem Gemälde von Max
Ernst, und aus der Surrealität

raunte es ihm zu: Du musst
dein Leben ändern. Warum
nicht Max? Andere in seinem
Alter kaufen sich einen Por-
sche. Aber was ist eigentlich
so tragisch an Dieter? Es gibt
Schlimmeres. Nur wenigen
ist eine so glückliche Überein-
stimmung von Selbstbild und
elterlich verordnetem Rufna-
men gegönnt wie, sagen wir,
Guido Westerwelle.

Unbestätigt blieb gestern,
dass auch Moors Sendung
„ttt“ umbenannt werden soll.
In „mmm – Männer, Ma-
cken, Midlife-Crisis“.

Peer Steinbrück (66), SPD-Kanzlerkandi-
dat, versicherte Fotografen vor dem Kanz-
leramt, dass er an den Gitterstäben rund
ums Gebäude nicht rütteln will. Mit ange-
hobenen Armen deutete er die Geste an,
die sich für Altkanzler Gerhard Schröder
(SPD) als zukunftsweisend erwiesen hatte.
„Ja, aber das ist schon ein paar Jahre her.
Und das war in Bonn“, so Steinbrück.   DPA

AnspruchaufBezahlung: Öffentliche Hand muss Lehrern Schulbuchkosten ersetzen.

Pervez Musharraf (69), Expräsident Pakis-
tans, droht Gefängnis. Ein Gericht in Isla-
mabad erließ Haftbefehl gegen ihn. Hinter-
grund ist ein Verfahren, in dem sich Mu-
sharraf wegen Ausrufung des Notstands
und Absetzung oberster Richter verantwor-
ten muss. Er floh aus dem Gerichtssaal in
sein Landhaus am Rande der Stadt. Dort
wird er polizeilich beobachtet.  FOTO: REUTERS

StreitumKosten
derSchule

Schulbuchurteil bringt alten Konflikt ans Licht
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